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Beschlossen von der Fraktion GRÜNE am 10. Mai 2021 

 

Jeder Mensch hat das Recht, fair, respektvoll und gerecht behandelt zu werden. Dies wollen wir 
hier in der Fraktion Grüne im Landtag von Baden-Württemberg durch hohe Standards im 
persönlichen Umgang miteinander erreichen. Wir begegnen uns alle auf Augenhöhe und 
wertschätzend, fördern gleichzeitig Vielfalt und Inklusion und akzeptieren, dass es zwischen uns 
kulturelle Unterschiede gibt. Wir gehen verantwortungsbewusst und sensibel mit Hierarchien 
und Macht um und missbrauchen sie nicht.  

Diskriminierung, Mobbing oder sexualisierte Gewalt am Arbeitsplatz werden in der Fraktion 
GRÜNE im Landtag von Baden-Württemberg unter keinen Umständen toleriert. Die Fraktion 
steht für gegenseitigen Respekt und Gewaltfreiheit. Wir treten gegen jede Art von 
Diskriminierung ein, sei es z.B. aufgrund des Geschlechts, der Herkunft, einer Behinderung, einer 
Religion oder Weltanschauung, einer Erkrankung, des Alters, sexueller Orientierung oder des 
äußeren Erscheinungsbildes. 

Daher nehmen wir unsere Verantwortung und gemeinsame Fürsorgepflicht wahr und beziehen 
Haltung gegen jegliche Form von sexualisierter Gewalt. 

Das folgende Konzept dient dem präventiven Schutz der bei uns tätigen Menschen und schafft 
Strukturen, die im Falle eines Übergriffs eine angemessene Reaktion garantieren. Uns ist hierbei 
bewusst, das sexualisierte Gewalt viele Abstufungen von Grenzverletzungen ohne 
Körperkontakt bis hin zu schweren körperlichen Gewaltakt erfasst. 

Mit dieser Leitlinie wird beschrieben, an wen sich Betroffene von sexualisierter Belästigung und 
sexualisierter Gewalt wenden können und wie potenzielle Fälle untersucht und behandelt 
werden.  

Betroffene von Diskriminierung oder Mobbing können sich an den Betriebsrat, ihre 
Führungskräfte oder die Fraktionsgeschäftsführung wenden. 

 

I. Definition 

Der Begriff „sexualisierte Gewalt“ beschreibt unerwünschte Handlungen mit sexuellem Bezug, 
die geeignet sind, die Würde von Arbeitnehmer*innen am Arbeitsplatz zu beeinträchtigen.  
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Das kann körperliche aber auch verbale oder nichtverbale Verhaltensweisen einschließen. 
Darunter fallen auch Formen wie z.B. taxierende Blicke, Pfiffe, anzügliche und peinliche 
Bemerkungen über äußere Merkmale, obszöne oder unangemessene Witze, wiederholte 
scheinbar zufällige Körperberührungen, Vorzeigen oder Aufhängen pornografischer Bilder, 
wiederholte unerwünschte Einladungen sowie jegliche Annäherung oder Aufforderung mit 
sexuellem Bezug, die nicht auf gegenseitigem Einverständnis beruhen. Die Schwere 
sexualisierter Gewalt steigt zudem mit der Wiederholung der einzelnen Handlungen.  

Sexualisierte Belästigung und sexualisierte Gewalt sind ein Ausdruck von Demütigung, 
Aggression und Macht bzw. Hierarchie. Es ist kein zufälliges, sondern zielgerichtetes Verhalten.  

 

II. Betroffen – was tun? 

Wir wollen die Belegschaft, Praktikant*innen, Aushilfen etc. ermutigen und unterstützen, Fälle 
zu melden und sich an uns zu wenden. Wohlwissend, dass Menschen, die sexualisierter Gewalt 
ausgesetzt sind, oftmals zögern, ihre Betroffenheit anzusprechen - aus Scham, aus Sorge vor 
Stigmatisierung oder aus Sorge, andere Menschen in Schwierigkeiten zu bringen. Die Fraktion 
nimmt jede Meldung ernst und behandelt jeden Fall äußerst sensibel, zügig und diskret, um alle 
Beteiligten zu schützen.  

Diese Leitlinie soll Personen, die von sexualisiertem, grenzverletzendem Verhalten, Belästigung 
oder sexualisierter Gewalt betroffen sind oder einen Fall (im Büro, bei Veranstaltungen etc.) 
beobachten, dabei unterstützen, sich Hilfe und Beratung zu holen und solche Fälle zu melden. 
Grundsätzlich möchten wir Betroffenen oder Dritten empfehlen:  

– wenn möglich, dem Gegenüber in der Situation zu verstehen geben, dass sein/ihr 
Verhalten nicht erwünscht ist.  

– den Vorfall/die Vorfälle möglichst genau zu dokumentieren (Ort, Zeit, Beteiligte, 
Wortwahl und Handlungen etc.  

– sich Hilfe und Unterstützung zu holen.  

– Diese kann jederzeit bei einer frei gewählten Person des Vertrauens 
(Vertrauensperson), dem Betriebsrat oder einer externen Beratungsstelle eingeholt 
werden. 

– sich an die Präventionsbeauftragten der Fraktion zu wenden. Diese sind eigens für das 
Themenfeld geschult und werden von der Fraktion als Ansprechpersonen zur 
Verfügung gestellt. Die Präventionsbeauftragten beginnen das definierte 
fraktionsinterne Interventionsverfahren und halten sich dabei an unsere 
Verfahrensgrundsätze.  

 

III. Vorgehensweise im Verdacht- und Mitteilungsfall/ Interventionsverfahren 

Zur Aufarbeitung von Fällen sexualisierter Gewalt in der Fraktion GRÜNE sind folgende 
Strukturen, Personen und Verfahren vorgesehen: 
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1. Präventionsbeauftragte 

– Die Fraktion benennt in Abstimmung mit dem Betriebsrat drei Mitarbeiter*innen 
unterschiedlichen Geschlechts zu Präventionsbeauftragten der Fraktion. Diese sind 
Ansprechpersonen für betroffene oder berichtende Personen. 

– Die Präventionsbeauftragten werden für ihre Aufgabe geschult und unterschreiben 
eine Vereinbarung (Selbstverpflichtung) über ihre Tätigkeit, die insbesondere die 
Vertraulichkeit des Verfahrens sicherstellt. 

– Die Präventionsbeauftragten hören der betroffenen Person oder der Person, die einen 
Fall berichtet, aufmerksam zu und klären mit ihr das weitere Vorgehen. 

– Sie nehmen Kontakt mit der Fraktionsgeschäftsführung auf, die daraufhin das 
Interventionsteam einberuft. 

– Sie informieren die betroffene Person engmaschig über das weitere Vorgehen und die 
Maßnahmen der Fraktion bis hin zu Sanktionen gegen die verdächtigte Person. 

– Sie fertigen einvernehmliche Gesprächsvermerke über das Gespräch mit der*dem 
Betroffenen an. 

– Sie geben bei Bedarf der*dem Betroffenen Informationen über psychologische 
Beratungsmöglichkeiten durch eine externe Beratungsstelle/Person. 

– Sie sind in ihrer Funktion unabhängig und überwachen die Implementierung und 
Überprüfung der Leitlinie (am Anfang der Wahlperiode). 

– Sie sorgen für Aufklärungsmaßnahmen und Sensibilisierung der Belegschaft.  

– Die Präventionsbeauftragten tauschen sich mit dem Fraktionsvorstand und dem 
Betriebsrat in regelmäßigen Abständen über ihre Präventionsarbeit aus.  

2. Ansprechpersonen für Menschen unter Verdacht 

– Die Fraktion benennt im Einvernehmen mit dem Betriebsrat zwei Mitarbeiter*innen 
unterschiedlichen Geschlechts, die als Ansprechpartner für Personen unter Verdacht 
fungieren. 

– Menschen unter Verdacht können sich zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens an die 
Ansprechpersonen wenden.  

– Eine der Ansprechpersonen kommt eigeninitiativ auf einen verdächtigten Menschen zu, 
wenn das Kriseninterventionsteam dies beschließt. 

3. Die MdL-Ansprechperson 

– ist ein*eine MdL 

– steht betroffenen MdL als Ansprechperson zur Verfügung 

– wird zum Verfahren hinzugezogen, wenn ein Fall in einem MdL-Büro auftritt 
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4. Interventionsteam 

– Das Team bespricht den Fall und berät über die Interventionstiefe bzw. die Art der 
Intervention. 

– Es besteht mindestens aus zwei Präventionsbeauftragten und der*dem 
Fraktionsgeschäftsführer*in. Ggf. wird ein Mitglied des Betriebsrats, die weitere 
Führungskraft der verdächtigten Person oder der Ansprechpartner*innen für 
verdächtigte Personen hinzugezogen.  

– Ist die verdächtigte Person in einem MdL Büro beschäftigt, wird ggf. der/die MdL-
Ansprechperson hinzugezogen. Wird ein MdL verdächtigt, wird ggf. die/der PGF 
hinzugezogen. 

 

IV. Verfahren 

Betroffene oder Dritte, die einen Fall melden wollen, wenden sich an die oder den 
Präventionsbeauftragten ihrer Wahl. Sie sollten den Vorfall oder die Vorfälle möglichst genau 
dokumentieren (Ort, Zeit, Beteiligte, Wortwahl, Handlungen etc.). 

Die Präventionsbeauftragten wenden sich an die*den Fraktionsgeschäftsführer. Sie*er beruft das 
Kriseninterventionsteam ein. Jede Meldung und jeder Fall wird durch das Team ernst 
genommen und sensibel, zügig und diskret behandelt, um alle Beteiligten zu beschützen. 

Bei der Behandlung im Kriseninterventionsteam gelten folgende Grundsätze:  

– Alle Informationen zu einem Fall sind streng vertraulich zu behandeln und der Kreis 
der Informierten ist maximal klein zu halten, um den Ruf der*des Betroffenen und des 
Menschen unter Verdacht zu schützen.  

– Alle Beteiligten nach dieser Richtlinie unterliegen der Vertraulichkeitsvereinbarung. 

– Der Schutz der*des Betroffenen hat höchste Priorität – ebenso die Gewährleistung 
oder die Wiederherstellung des Schutzraums für die Kolleg*innen in der Fraktion 
insgesamt. 

– In schwierigen, zugespitzten oder unklaren Fällen wird ggf. externe Fachberatung 
hinzugezogen. 

– Zum Schutz der*des Betroffenen kann es sinnvoll sein, dass die Menschen unter 
Verdacht für die Dauer der weiteren Untersuchung von seinen*ihren Aufgaben 
entbunden wird und sich von allen Wirkungsstätten der Fraktion fernhalten muss. Dies 
verstehen wir noch nicht als Sanktion.  

 

V. Maßnahmen und Sanktionen 

Sieht das Interventionsteam einen Verdachtsfall als bestätigt an und lässt der Fall sich nicht 
einvernehmlich klären, wird die Fraktion organisationsintern Maßnahmen bzw. Sanktionen 
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gegen den verdächtigten Menschen ergreifen. Ist der verdächtigte Mensch in einem MdL-Büro 
angestellt, wird das Interventionsteam dem zuständigen Arbeitgeber eine entsprechende 
Handlungsempfehlung übergeben. Maßnahmen und Sanktionen können z.B. sein:  

– Besuch einer Informationsveranstaltung,  

– Gespräch mit der Präventionsbeauftragten, 

– Sensibilisierungstrainings,  

– Ermahnung,  

– Abmahnung,  

– Versetzung oder  

– Kündigung. 

Die Entscheidung ob und wenn ja, welche internen und/oder arbeitsrechtlichen Maßnahmen/ 
Sanktionen unternommen werden, fällt die Arbeitgeber*in. Die beteiligten Personen sind zu 
absoluter Verschwiegenheit verpflichtet. 

Strafrechtlich relevante Fälle werden in Absprache mit der*dem Betroffenen den 
Strafverfolgungsbehörden angezeigt. 

Bestätigt sich ein Verdachtsfall nicht, tragen die Fraktion und das Interventionsteam dafür 
Sorge, dass eine zu Unrecht verdächtigte Person rehabilitiert und eine eindeutige Ausräumung 
des Verdachtes erreicht wird. Wer eine Person absichtlich falsch beschuldigt, muss mit 
angemessenen Sanktionen rechnen. 

 

VI. Externe Beratungsstellen  

Uns ist es wichtig, dass Betroffene oder Personen, die einen Fall berichten, sich jederzeit auch 
ergänzend an externe Beratungsstellen wenden können. Die Präventionsbeauftragten sollen 
daher regelmäßig die Fraktion über externe Beratungsstellen informieren und diese in ihrer 
Präventionsarbeit, soweit geeignet, einbinden. 

Die Präventionsbeauftragen erstellen und aktualisieren in regelmäßigen Abstanden eine 
Auflistung externer Beratungsstellen. Diese wird Auflistung wird durch die 
Präventionsbeauftragten in geeigneter Form innerhalb der Fraktion veröffentlicht und allen 
Organen und Mitglieder*innen der Fraktion zur Verfügung gestellt. 

 

Stuttgart, 10. Mai 2021 


